
 

 

 

 

 

DO & CO Aktiengesellschaft 

Wien, FN 156765 m 

 

Beschlussvorschläge des Aufsichtsrats für die 

18. ordentliche Hauptversammlung 

21. Juli 2016 

 

1. Vorlage des Jahresabschlusses samt Lagebericht und Corporate Governance-

Bericht, des Konzernabschlusses samt Konzernlagebericht, des Vorschlags für 

die Gewinnverwendung und des vom Aufsichtsrat erstatteten Berichts für das 

Geschäftsjahr 2015/2016 

Eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt ist nicht erforderlich. 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, aus dem im Jahresabschluss 2015/2016 ausgewie-

senen Bilanzgewinn in Höhe von EUR  8.282.400 eine Dividende von EUR 0,85 je 

dividendenberechtigte Aktie auszuschütten.  

 Dividendenzahltag ist der 08. August 2016; der Ex-Dividenden Tag ist der 25. Juli 

2016; der Dividenden-Nachweisstichtag ist der 26. Juli 2016. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 

Geschäftsjahr 2015/2016 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2015/2016 am-

tierenden Mitglieder des Vorstands für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2015/2016 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2015/2016 am-

tierenden Mitglieder des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

5. Beschlussfassung über die Vergütung für den Aufsichtsrat für das Geschäfts-

jahr 2015/2016 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, als Vergütung für die Mitglieder des Aufsichtsrats für 

das Geschäftsjahr 2015/2016 einen Betrag von EUR 100.000 zu beschließen, wo-

bei die Aufteilung dem Aufsichtsrat überlassen wird. 
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6. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäfts-

jahr 2016/2017 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die PKF CENTURION Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft mbH, Wien, zum Abschlussprüfer für den Jahres- und Konzernabschluss für 

das Geschäftsjahr 2016/2017 zu bestellen. Diesem Beschlussvorschlag des Auf-

sichtsrats liegt ein Vorschlag durch den Prüfungsausschuss zugrunde. 

 

7. Wahlen in den Aufsichtsrat 

Gemäß § 10 Abs 1 der Satzung besteht der Aufsichtsrat aus mindestens drei, 

höchstens jedoch sechs von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern.  

Der Aufsichtsrat hat sich bisher, d.h. nach der letzten Wahl durch die Hauptver-

sammlung, aus vier von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern zusam-

mengesetzt.  

 

In der kommenden Hauptversammlung sollen zwei weitere Aufsichtsratsmitglieder 

gewählt werden.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Mitgliederzahl im Rahmen der durch die Satzung 

gezogenen Grenzen von vier um zwei auf sechs zu erhöhen, worüber vor der Wahl 

der Mitglieder abzustimmen ist. 

 

Der nachfolgende Wahlvorschlag des Aufsichtsrats wurden auf der Grundlage der 

Anforderungen des § 87 Abs 2a AktG und des Corporate-Governance-Kodex ab-

gegeben.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, Dr. Andreas Bierwirth, geb. 1971 und Dr. Cem M. 

Kozlu, geb. 1946 mit Wirkung ab Beendigung dieser Hauptversammlung in den 

Aufsichtsrat zu wählen und zwar in Übereinstimmung mit § 10 Abs 2 der Satzung 

bzw § 87 Abs 7 AktG bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die 

Entlastung für das 4. Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt; hierbei wird das lau-

fende Geschäftsjahr nicht mitgerechnet. Für den Fall der Beibehaltung des gegen-

wärtigen Bilanzstichtages zum 31.3. würde die Funktionsperiode der zu wählenden 

Aufsichtsratsmitglieder mit Beendigung der Hauptversammlung, die über die Ent-

lastung für das Geschäftsjahr 2020/2021 beschließt, auslaufen.  

 

Es ist vorgesehen, über jede zu besetzende Stelle (zwei Stellen) in der kommenden 

Hauptversammlung gesondert abzustimmen. Eine Reihung der vorgeschlagenen 

Personen zu den einzelnen Stellen wird vorbehalten.  
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Jede der vorgeschlagenen Personen hat eine Erklärung gemäß § 87 Abs 2 AktG 

abgegeben, welche ebenfalls auf der Internetseite der Gesellschaft zugänglich ist, 

und insbesondere erklärt, dass  

1. sämtliche Umstände im Zusammenhang mit § 87 Abs 2 AktG offen gelegt wur-

den und nach Beurteilung des Vorgeschlagenen keine Umstände vorhanden sind, 

die die Besorgnis seiner Befangenheit begründen könnten,  

2. der Vorgeschlagene zu keiner gerichtlich strafbaren Handlung rechtskräftig ver-

urteilt worden ist, insbesondere zu keiner solchen die gem § 87 Abs 2a S 3 AktG 

seine berufliche Zuverlässigkeit in Frage stellt, und  

3. keine Bestellungshindernisse im Sinne von § 86 Abs 2 und 4 AktG bestehen.  

 

Der Aufsichtsrat hat bei der Erstattung des Vorschlags im Sinne von § 87 Abs 2a 

AktG auf die fachliche und persönliche Qualifikation des Mitglieds sowie auf die 

fachlich ausgewogene Zusammensetzung des Aufsichtsrats geachtet und Aspekte 

der Diversität des Aufsichtsrats im Hinblick auf die Vertretung beider Geschlechter 

und die Altersstruktur sowie die Internationalität der Mitglieder angemessen be-

rücksichtigt.  

 

 


